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Bürgerschaftliches Engagement 2011 : 

Von der Einmischung in die eigenen Angelegenheiten 

Von. Michael Bürsch 

Heute gibt es in Deutschland über 23 Millionen Menschen, die sich bürgerschaftlich engagie-

ren. Ihnen ist der Zustand des Gemeinwesens und damit der Demokratie nicht gleichgültig. 

Ihr Engagement gibt die Richtung vor, in die sich staatliche Politik auf Dauer begeben muss: 

Weg vom administrativen Habitus des ‘Vater Staat’, hin zu partizipativen Strukturen, die in 

der Lage sind, gesellschaftliche Impulse aufzugreifen und in neue, bessere Regeln des Zu-

sammenlebens umzusetzen. Wenn dieser Richtungswechsel gelingt, dann wird Demokratie 

wieder an Popularität gewinnen. Das ist die entscheidende Lehre aus Stuttgart 21. Und die-

jenigen, die mit der Demokratie nichts zu tun haben wollen, werden erkennen, dass es sich – 

schon um der eigenen Perspektiven willen – doch lohnt, sich am nie abgeschlossenen Pro-

jekt Demokratie zu beteiligen. Darin liegt, gerade in Krisenzeiten, auch ein maßgeblicher 

Beitrag, gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land wiederzubeleben. 

Demokratie in Gefahr? 

Demokratische Regeln und Institutionen sind die wichtigsten Garanten für den Bestand eines 

freiheitlichen Gemeinwesens. Doch ist auch die Demokratie ihrerseits auf ein vitales und 

intaktes Gemeinwesen angewiesen. Ihr Zustand hängt ganz entscheidend vom demokrati-

schen Bürgersinn ab. Oder wie der frühere Bundesverfassungsrichter Ernst-Wolfgang Bö-

ckenförde in seinem bekannten Diktum sagt: Der freiheitliche Staat lebt von Voraussetzun-

gen, die er selbst nicht garantieren und schaffen kann. Damit ist gemeint, dass demokrati-

sche Tugenden wie Toleranz, Fairness und Gewaltfreiheit, ohne die eine freiheitliche Gesell-

schaftsordnung nicht bestehen könnte, nicht staatlich erzwungen werden können. Und so 

könnte man sich, wenn wir problematische Entwicklungen der Gegenwart ohne Gegenstra-

tegie weiterlaufen lassen, einen gewissermaßen postdemokratischen Zustand vorstellen, in 

dem die Verfahren im demokratischen Rechtsstaat zwar einwandfrei funktionieren, die De-

mokratie aber dennoch in einen kritischen Zustand gerät, weil die demokratische Emphase 

zum Erliegen gekommen ist. 

Heute, über 60 Jahre nach Erlaß des Grundgesetzes, mehren sich leider die Anzeichen, 

dass das Zusammenspiel von Demokratie und Gemeinwesen aus dem Gleichgewicht zu 

geraten droht. Zumindest lassen sich gewisse Erosionserscheinungen im demokratischen 

Bewusstsein vieler Menschen nicht mehr ohne weiteres von der Hand weisen. So beurteilen 

laut einer repräsentativen Umfrage des Instituts Sinus/Polis in München 37% der Deutschen 
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die Demokratie als ‚weniger gut’ bis ‚schlecht’, und etwa ein Drittel glaubt nicht, dass sich 

gesellschaftliche Probleme mit demokratischen Verfahren lösen lassen. 22% halten die de-

mokratische Gesellschaftsordnung in Deutschland nicht für verteidigenswert. Dazu passt: 

47% können sich vorstellen, bei der nächsten Bundestagswahl nicht zur Wahl zu gehen. In 

den ostdeutschen Bundesländern sind sogar 53% der Bürgerinnen und Bürger der Ansicht, 

dass Demokratie die anstehenden Probleme nicht lösen könne, und immerhin 41% stimmen 

dem Satz zu: „Mit Demokratie, wie sie heute bei uns ist, habe ich nichts zu tun.“ 

Beteiligung erzeugt Verantwortung 

Was ist gegen solch apathische und defaitistische Einstellungen zur Demokratie zu tun? Die 

Lösung liegt auf der Hand: Wenn jemand sagt, dass er mit der Demokratie nichts zu tun hat, 

dann muss man dafür sorgen, dass er etwas damit zu tun bekommt! Es kommt darauf an, 

den Urimpuls der demokratischen Idee wiederzubeleben oder neu zu erfinden: Demokratie 

ist ein Projekt der Selbstbestimmung im menschlichen Zusammenleben. Dieses Projekt ver-

sucht sich an der Verwirklichung von Freiheit auf der Basis vernunftgeleiteter Einsicht. Es 

kann daher nur funktionieren, wenn diejenigen, die frei sein sollen und wollen, aktiv von ihrer 

Freiheit zur Gestaltung des Gemeinwesens Gebrauch machen. Zwar mag man dies für eine 

idealistische Überhöhung des Gemeinwesens halten. Doch ist ein vitales Gemeinwesen ge-

nau auf diese Emphase angewiesen. Nur wenn es Menschen gibt, die über ihre staatsbür-

gerlichen Freiheitsrechte hinaus Engagement für das Gemeinwesen zeigen, kann Demokra-

tie letztlich mit Leben erfüllt werden. Und insofern ist es eine vordringliche Aufgabe der Poli-

tik, genau diese Haltung im Rahmen einer neu zu erfindenden Kultur der Beteiligung zu för-

dern. Jemand, der an gesellschaftlicher Selbstorganisation beteiligt ist – egal ob bei der 

Freiwilligen Feuerwehr, in Selbsthilfegruppen, bei der Nachbarschaftshilfe oder auch bei Pro-

testkundgebungen gegen die offizielle Politik von Parlament und Regierung –, der engagiert 

sich, übrigens ganz unabhängig von seiner persönlichen Motivation, nolens volens für das 

Gemeinwesen. Überspitzt könnte man sagen: Beteiligung erzeugt Verantwortung für das 

Gemeinwesen und damit auch für die Demokratie. 

„Du machst den Unterschied!“ 

Daraus folgt für die Politik ein klarer Auftrag: Die Ermüdungserscheinungen, welche die 

heutzutage hochkomplexe und wenig transparente, von komplizierten Mehrheiten und 

schwierigen Kompromissen gekennzeichnete ‘amtliche’ Politik produziert, müssen durch eine 

neue Kultur der Beteiligung ‘von unten’, aufgefangen werden. Das Bewusstsein, dass ‘da 

oben’ Dinge entschieden werden, mit denen die meisten Menschen nichts zu tun haben, 

muss durch eine Politik der Teilhabe ersetzt werden. „Du machst den Unterschied!“, so muss 

die Botschaft an alle Engagierten, aber eben auch an potentiell Engagierte und (noch) nicht 

Engagierte lauten. 
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Dazu muss vor allem die Politik Impulse geben. In den letzten Jahren, seit dem Abschluss-

bericht der Enquete-Kommission zur Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements in 

Deutschland im Jahr 2002, ist zwar schon einiges in Bewegung geraten. So findet mittlerwei-

le ein grundlegender Bewusstseinswandel vom Ehrenamt zum bürgerschaftlichen Engage-

ment statt, in dessen Zuge mehr und mehr klar wird, dass dem bürgerschaftlichen Engage-

ment eine demokratiepolitische Dimension eigen ist. Wer mit zupackt, will auch mitbestim-

men. Nach dieser Devise begreifen auch immer mehr Engagierte ihr Engagement als einen 

Beitrag zur Gestaltung des demokratischen Gemeinwesens. Doch ist die Grundhaltung vieler 

politischer Akteure und Institutionen noch unverändert: Der Staat entscheidet und verwaltet 

nach seinen Spielregeln und Gesetzen. Eine ernsthafte Beteiligung der Bürgergesellschaft 

und ihrer Akteure ist dabei meist nicht vorgesehen. 

Nach den Ereignissen in Fukushima soll es jetzt in Deutschland eine Energiewende im 

Schnellverfahren geben – entschieden allein durch Bundes- und Landesregierungen und in 

drastisch verkürzten Verfahren abgesegnet durch Bundes- und Landesparlamente. An die 

Möglichkeit einer umfänglichen  Bürgerbeteiligung wird dabei nicht gedacht. Damit wird die 

große Chance verpaßt, Bürgerinnen und Bürger auf dem schwierigen und vermutlich auch 

kostspieligen Weg zu regenerativen Energieträgern mitzunehmen und durch Partizipation die 

Akzeptanz für die Energiewende zu fördern.

Besser miteinander 

Zunächst ist es sicherlich nicht leicht, sich eine neue Beteiligungskultur vorzustellen. Denn 

mit Staat und Bürgergesellschaft treffen zwei sehr disparate Welten aufeinander: Hier Institu-

tionen und Verwaltungsorgane, die nach gesetzlichen Regeln operieren und dadurch in ei-

nem distanzierten Verhältnis zur gesellschaftlichen Wirklichkeit stehen, dort die spontan, 

aktuell und unmittelbar handelnden bürgerschaftlich Engagierten, die ganz nah an den ge-

sellschaftlichen Problemen und Gegebenheiten sind. Doch hat die Enquete-Kommission mit 

der Skizze eines neuen Leitbildes einen aussichtsreichen Ansatz beschrieben, wie Staat und 

Bürgergesellschaft zu einem kooperativen Miteinander kommen können: Das Leitbild Bür-

gergesellschaft beschreibt „ein Gemeinwesen, in dem die Bürgerinnen und Bürger auf der 

Basis gesicherter Grundrechte und im Rahmen einer politisch verfassten Demokratie durch 

das Engagement in selbstorganisierten Vereinigungen und durch die Nutzung von Beteili-

gungsmöglichkeiten die Geschicke des Gemeinwesens deutlich prägen können“, so der Ab-

schlussbericht der Enquete-Kommission des Bundestags zur Bürgergesellschaft.. Die Pointe 

dieses neuen Staatsverständnisses liegt in dem Umstand, dass es im Grunde den Staat da-

zu nötigt, sich selbst zu aktivieren. Die Bereitschaft zu Einmischung und Engagement seitens 

der Bürgergesellschaft ist durchaus vorhanden; die Bereitschaft staatlicher Institutionen und 

Akteure, dieses Engagement auch tatsächlich in die Mitte des politischen Willensbildungs- 
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und Entscheidungsprozesses zu integrieren, ist demgegenüber bislang noch wenig ausge-

prägt. 

Neuer Gesellschaftsvertrag

Die Entwicklung des Gemeinwesens und die darauf ausgerichtete staatliche Politik sollte 

sich maßgeblich am Leitbild Bürgergesellschaft orientieren. Ein solches Leitbild umfasst 

letztlich auch die Vision von einem neuen Gesellschaftsvertrag, in dem Staat, Bürgergesell-

schaft und auch die Wirtschaft einen jeweils tragenden Part übernehmen: 

• Ein funktionierender freiheitlicher Staat ist auf eine prosperierende Wirtschaft angewie-

sen. Das Wie des wirtschaftlichen Handelns wird damit – vor allem in Zeiten zunehmen-

der Vielfalt und Komplexität – zu einer zentralen Frage modernen Regierens. Der Staat 

muss die Belange der Wirtschaft nicht nur unter ökonomischen Aspekten betrachten, 

sondern vor allem auch mit Blick auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Staatliches 

Handeln bedeutet heute, die Wirtschaft in ihrer Verantwortung auch für die Bürgerge-

sellschaft zu betrachten. Zugleich fördert und ermöglicht ein aktivierender (und selbst ak-

tivierter) Staat bürgerschaftliches Engagement, ohne sich aus seiner Verantwortung zu-

rückzuziehen. 

• Die Wirtschaft übernimmt gesellschaftliche Verantwortung nicht nur durch Spenden und 

Sponsoring, sondern durch ein gezieltes Zusammenwirken mit Staat und Bürgergesell-

schaft. Heute existieren Konzerne, die die Wirtschaftskraft ganzer Volkswirtschaften 

übertreffen. Damit wächst ihnen unweigerlich eine politische Verantwortung zu. Unter-

nehmen sehen sich heute mehr und mehr in der Pflicht, ihre Verantwortung als Teil der 

Gesellschaft wahrzunehmen. Das moderne Unternehmen als ’guter Unternehmensbür-

ger’ (Corporate Citizen) wird heute mehr und mehr daran gemessen, wie ernst es seine 

gesellschaftliche Verantwortung nimmt. Und auch die Unternehmen selbst realisieren 

immer stärker, dass sie zu öffentlichen Akteuren geworden sind, die nicht schlicht nach 

dem Grundsatz handeln dürfen, dass Wirtschaft per se moralfrei sei. Als Teil eines kom-

plexen Ganzen müssen Unternehmen heute auch die Kooperation mit Akteuren der 

Bürgergesellschaft suchen. 

• Die Bürgergesellschaft bzw. die in ihr engagierten Bürgerinnen und Bürger nutzen ihre 

Fähigkeiten und Erfahrungen, um aktiv Mitverantwortung für das Gemeinwesen zu über-

nehmen. Die Bürgergesellschaft als Gesamtheit bürgerschaftlich Engagierter und ihrer 

Organisationen wird heute zu einem bestimmenden Faktor nicht nur der Politik, sondern 

auch der Wirtschaft. Bürgergesellschaftlich Engagierte erneuern mit ihrem freiwilligen 

Einsatz Tag für Tag den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Daraus erwächst ihnen ein 

hohes Maß an Legitimität, die sie zum Beispiel in geballter Verbrauchermacht bündeln 

können. 
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Zwar ist die Perspektive eines neuen Gesellschaftsvertrags heute erst in Umrissen zu erken-

nen. Doch scheint gerade in den letzten Jahren Bewegung in den Diskurs der Bürgergesell-

schaft gekommen zu sein. Es gelangt zunehmend ins Bewusstsein, dass die Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements nicht nur karitativen Zwecken dient, sondern vor allem De-

mokratieförderung bedeutet. Menschen zu befähigen, sich in ihre eigenen Angelegenheiten 

einzumischen: Das muss das Credo einer Politik für die Bürgergesellschaft sein. Dazu brau-

chen wir neben angemessenen rechtlichen Rahmenbedingungen und einem verbesserten 

Schutz der Engagierten auch eine Kultur der Anerkennung des bürgerschaftlichen Engage-

ments. Zudem muss im komplizierten Beziehungsgeflecht von Staat, Wirtschaft und Bürger-

gesellschaft jede Politik daraufhin überprüft werden, welche Auswirkungen sie auf das bür-

gerschaftliche Engagement hat: Sorgt sie für Frustration und paternalistische Überformung 

gesellschaftlicher Impulse, oder trägt sie zur Befähigung und zur Übernahme von Verantwor-

tung in Freiheit bei? 

Gerade in schwierigen Zeiten wie jetzt ist es doppelt wichtig, Bürger an Meinungsbildung und 

Entscheidungsfindung zu beteiligen, um so für gesellschaftlichen Zusammenhalt und Solida-

rität zu sorgen. 
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